Sonnabend, 23. Juni. W 25. 1866. — 3. Jahrgang. 


Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


et . eis vierteljährlich bei allen Preuß. Poſtanſtalten 4½ Sgr., bei den außerpreußiſ ſtanſtalt 
Sg, in wen bel alen Zeltungs⸗ pediteuren Au en gr r., in der Cppeditton, Taubenſbeaße N. 25 1 50 Sgr. 
nſerate die Zeile gr. 


Mit dem 1. Juli 1866 beginnt für unſer Blatt ein neues Abonnement. Unſer Blatt 
wird nach wie vor in volksthümlicher und leicht faßlicher Weiſe alle a geſammtes Staats- 
leben berührenden Fragen im Sinne der entſchieden liberalen Partei beſprechen. Die Eriegeri- 
ſchen Ereigniſſe, deren Bedeutung und Wichtigkeit für unſer Vaterland und ſeine Geſchicke wohl 
Niemand verkennen wird, dürfen das Volk nicht ſtumpf machen gegen die wichtigen Fragen des 
inneren Verfaſſungskampfes, mit deren Löſung erſt die volle Machtentfaltung Preußens gegen 
feine äußeren Feinde möglich ſein wird. Deshalb hoffen wir, daß die Leſer des Blattes dem⸗ 
elben auch fernerhin treu bleiben und es in ſeinem Kampfe für Wahrheit und Recht unter⸗ 
Fügen werden. 

Das Blatt wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerftag Abend verſandt, fo 
daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonnabend Abend in 
den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte, trotz unſeres Bemühens, in keiner 
Weiſe gegen eine geſetzliche Beſtimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beſchlagnahme 
unſeres Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Verſendung eintreten, ſo werden, davon ſind 
wir überzeugt, unſere Leſer dieſe Unregelmäßigfeit uns nicht zur Laſt legen, ſondern uns ihr 
Wohlwollen nach wie vor erhalten. Wir bitten, die Abonnements möglichſt rechtzeitig bei den 
Poſtanſtalten anzumelden, da ſonſt die vollſtändige Nachlieferung der erſchienenen Exemplare 
nicht verſprochen werden kann. ; 

Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußiſchen Poſtanſtalten 4½ Sgr., 
bei den übrigen deutſchen Poſtanſtalten 7½ Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenſtraße 27. 
4½ Sgr., bei fämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Inſerate, welche 
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die geſpaltene 


Petitzeile 2 Sgr.; bei öfterer Wiederholung wird ein angemeſſener Rabatt bewilligt. 


Die Regierung und die liberale Preſſe. 


In der letzten „Provinzial⸗Korreſpondenz“ befindet 
ſich folgender Artikel: 

„Bald nach dem Eintritt der preußiſchen Rüſtungen hat 
die Regierung den Patriotismus der preußiſchen Zeitungs ⸗ 
redaktionen dahin in Anſpruch genommen, daß ſie bedenkliche 
Mittheilungen über militäriſche Vorgänge und Anordnungen 
möglichſt vermeiden möchten. Dem in dieſer Beziehung ger 
äußerten Vertrauen haben die öffentlichen Blätter faſt überall 
entſprochen. Aber Angeſichts der inzwiſchen erhöhten Gefah⸗ 
ren und des drohenden Ausbruchs des Krieges muß die 
Staats⸗Regierung geſteigerte Anforderungen an die preußiſche 
Preſſe ſtellen. Die überaus wichtigen vaterländiſchen Zwecke, 
für welche das preußiſche Heer kampfbereit verſammelt iſt, er 
fordern die volle Hingebung und kräftige Unterſtützung des 
preußiſchen Volks in allen ſeinen Theilen und Organen. Die 
Zeitungen werden es daher unter den jetzigen Umſtänden mehr 
und mehr als eine Ehrenpflicht erkennen müſſen, die Hin⸗ 


gebung des Volkes für die höchſten vaterländiſchen Intereſſen, 
um die es ſich gegenwärtig handelt, auf jede Weiſe zu för⸗ 
dern. Gerade jetzt werden die öffentlichen Blätter die Ge⸗ 
legenheit und die unzweifelhafte Pflicht haben, ihre hohe 
Bedeutung für Belehrung und Kräftigung des Volksgeiſtes 
zu bewähren. Im Artikel 111 der Verfaſſungs⸗Urkunde iſt 
teftgefegt, daß für den Fall eines Krieges bei dringender Ge⸗ 
fahr für die öffentliche Sicherheit die ſonſt geltenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen in Bezug auf eine Reihe öffentlicher 
Rechte und Freiheiten, insbeſondere auf die Freiheit der Mei 
nungsäußerung, das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht u. f. w. 
außer Kraft geſetzt werden können. Die Regierung würde 
von dieſer ihr ertheilten Befugniß ſowohl der Preſſe wie den 
Vereinen und Verſammlungen gegenüber unfehlbar in dem 
Augenblicke Gebrauch machen müſſen, wo die öffentliche Sicher⸗ 
heit durch die Haltung derſelben gefährdet würde. Von der 
Haltung der Parteien namentlich in den öffentlichen Blättern 
wird es abhängen, ob die Regierung in die Nothwendigkeit 
verſetzt werden ſoll, außergewöhnliche Schritte zu thun. Die 


Regierung hat in dieſer Beziehung zunächſt eine ernſte Mah⸗ 
nung an alle Herausgeber von Zeitungen richten laſſen, zu⸗ 
leich aber eine verſchärfte Aufſicht der Behörden zur Ver⸗ 
ütung aller unpatriotiſchen oder aufregenden Aeußerungen 
der öſentlichen Blätter angeordnet.“ 

Im Anſchluß an dieſen Artikel iſt auch wirklich an 
einzelne Redakteure und Verleger liberaler Zeitungen 
perſönlich die Aufforderung ergaugen, ſich jeder Oppoſition 

u enthalten, um nicht die Regicrung zu einer Suspen⸗ 
ton der Artikel der Verfaſſung, welche die Preßfreiheit 
und die Vereinsfreiheit garantiren, zu nöthigen. 

Unter ſolchen Verhältniſſen befindet ſich die liberale 
Preſſe in einer ſchlimmen Lage; ſie nimmt nicht nur 
auf ihre eigenen Schultern die Gefahr, welche ihr aus 
ihrer Oppofition gegen die Regierung erwachſen, fondern 
ſie gefährdet auch noch andere verfaſſungsmäßige Rechte 
unſerer Mitbürger, und es iſt deshalb an ſo mancher 
Stelle die Behauptung laut geworden, daß dieſe Rück⸗ 
ſicht die Preſſe beſtimmen muß, ſich den größten Zwang 
in ihrer Haltung aufzuerlegen. Was aber, ſo fragen 
wir, nützt das Recht der Preßfreiheit, wenn die Regie⸗ 
rung ſagen kann: Sobald Du dieſes Recht gegen mich 
gebrauchſt, ſo hebe ich es auf; und wie bald wird nicht 
auch eine ähnliche Mahnung in Bezug auf das Vereins⸗ 
recht, ja vielleicht auch in Bezug auf das Wahlrecht 
folgen, ſobald die Regierung ſieht, daß ſie mit jener 
erſten Warnung einen ſo großen Erfolg erzielt hat. 
Das möge jeder bedenken, der nach gewohnter Weiſe der 
Gothaer ruft: Man gebe doch nur in dieſem einen 
Punkte nach, um alles Andere zu retten. 

Wenn jener Artikel der Provinzial⸗Korreſpondenz von 
der Preſſe fordert, ſie möge jetzt ihre hohe Bedeutung 
für Belehrung und Kräftigung des Volksgeiſtes bewäh⸗ 
ren, ſo möchten wir von den Verfaſſern jenes Artikels 

ern wiſſen, wie die Preſſe das machen ſoll, wenn fie 

ſich nicht vollſtändig frei bewegen ſoll. Mit ſolchen Ar⸗ 
tikeln, die auf Befehl und nach Vorſchrift geſchrieben 
ſind, weckt man keine Begeiſterung, belehrt man das 
Volk nicht, kräftigt man nicht den Volksgeiſt. Das ſollten 
doch jene Herren von der Provinzial⸗Korreſpondenz ſchon 
längſt wiſſen: um es zu erkennen, brauchen ſie nur zu 
erforſchen, welche Wirkung ihre Artikel bis jetzt hervor⸗ 
gerufen haben. 

In dieſer Ausführung liegt die Antwort auf jenen 
Artikel. Wir können uns eine heilſame Wirkung der 
Preſſe nur denken, wenn ſie ſich frei und ungehindert 
innerhalb der durch das Geſetz gezogenen Schranken be⸗ 
wegen kann, und wie wir dies bis jetzt gethan, ſo wer⸗ 
den wir es auch ra thun. Wir haben bis jetzt dieſe 
geſetzliche Schranke noch nicht überſchritten; die vielen 
Konfiskationen unſeres Blattes haben noch keine einzige 
Anklage nach ſich gezogen, alſo glauben wir ein Recht 
zu haben, jeden Vorwurf, den man uns in dieſer Bezie⸗ 
hung machen könnte, von vornherein mit Entſchiedenheit 
zurückzuweiſen. 

Wenn aber die Regierung, wie es in jenem Artikel 
heißt, eine verſchärfte Aufſicht der Behörden zur Ver⸗ 
hütung aller unpatriotiſchen oder aufregenden Aeußerun⸗ 
gen der öffentlichen Blätter angeordnet hat, ſo weiſen wir 


mit der größten Beſtimmtheit jede darin mögliche auf⸗ 
zufindende Beſchuldigung der liberalen Preſſe, als ob ſie 
unpatriotiſche Artikel bringe, zurück. Wir wenigſtens ſind 
uns bewußt, uns in allen unſeren Artikeln einzig und 
allein von der Liebe zum Vaterlande haben leiten zu laſſen. 
Allerdings faßt man, wie es ſcheint, bei den Schreibern 


der Provinzial⸗Korreſpondenz den Patriotismus anders 


auf, als wir ihn auffaſſen; jene Herren nennen die Bil⸗ 
ligung aller Handlungen der Regierung Patriotismus, 
wir aber nennen Patriotismus das Anſtreben deſſen, 
was nach unſerer Anſicht für das Vaterland heilſam 
iſt, ohne Rückſicht darauf, wie die augenblickliche Regie⸗ 
rung darüber denkt. Das iſt der Grundſatz, der 
uns ſeit dem Entſtehen unſeres Blattes geleitet 
hat, und der auch fortan die einzige Richtſchnur 


für unſere Haltung ſein wird. 


Bei dieſer Gelegenheit wollen wir noch einen Vorwurf 
zurückweiſen, den Herr A. Braß, früher rother Republikaner, jetzt 
nach mancher Wandlung Redakteur der offtziöſen Norddeutſchen 
allgemeinen Zeitung, gegen unſern Patriotismus zu richtenwagt. 
Wir thun dies nicht, weil wir eine Vertheidigung gegen An. 
griffe an ſolcher Stelle für nothwendig halten, ſondern nur, 
um unſeren Leſern zu zeigen, mit welchen erbärmlichen Mit⸗ 
teln man in jenem 5 die liberale Preſſe zu verdächtigen 
ſucht. Das offiziöfe Blatt druckt nämlich eine Stelle des 
Leitartikels unſerer vorigen Nummer ab und reißt den Satz: 
„Was die öſterreichiſche Regierung thut, geht uns freilich 
nichts an“ aus dem Zuſammenhange, um uns zu beſchuldigen, 
wir meinten, die Volksvertretung hätte überhaupt nichts da⸗ 
nach zu fragen, was Oeſterreich gegen Preußen unternimmt. 
Unfere Leſer, welche gewohnt find, mit Aufmerkſamkeit und 
Verſtand zu leſen, wiſſen, daß jener Ausſpruch nur bedeutet, 
daß wir uns nicht darum zu kümmern hätten, wie ſich die 
öſterreichiſche Regierung mit ihrem Volk und deſſen Vertre⸗ 
tern über den Krieg verſtändigt. Das iſt natürlich etwas 
gem anderes, aber wenn das offiziöſe Blatt dies aus jenem 
Artikel herausgeleſen hätte, ſo fand es keinen Grund, uns an⸗ 
zugreifen, deshalb hat es das bequeme Mittel gewählt, unſe⸗ 
ren Worten einen falſchen Sinn unterzuſchieben. 


Wer iſt ſchuld am Kriege? 

In einer Zeit, wie der jetzigen, iſt es natürlich, daß die 
verſchiedenartigſten Gerüchte auftauchen und auch geglaubt 
werden. Dieſen Umſtand ſcheint die Reaktion benutzen zu 
wollen. Sie hofft dadurch noch kurz vor den Wahlen Ver⸗ 
wirrung im Volke verbreiten und ſo die geſchloſſene Mehr⸗ 
heit der liberalen Partei ſprengen zu können. Die Mittel, 
welche man zu dieſem Zwecke benutzt, ſind ſehr verſchieden⸗ 
artig. Hier erklärt man: „es ſei zu einer Verſtändigung 
zwiſchen den Führern der Fortſckrittspartei und der Regierung 
gekommen.“ Dort ſagt man: „an dem ganzen Kriege 
ſei nur die Fortſchrittspartei ſchulk.“ 

Ueber die erſte dieſer Lügen ſprechen wir an einer ande⸗ 
ren Stelle unſeres Blattes, mit dieſer letzteren, abenteuerlich 
ſten Redensart wollen wir uns hier beſchäftigen. 

Die Fabrikanten dieſer Verleumdung halten das Gedächt⸗ 
niß unſeres Volkes doch für gar zu ſchwach! 

Jedermann im Volke, der den Verhandlungen des Abge⸗ 
ordnetenhauſes mit einiger Aufmerkfamkeit gefolgt iſt, wird 
ſich erinnern, wie das Miniſterium Bismarck von der Kam⸗ 
mer ſtets vor dem Bündniß mit Oeſterreich gewarnt worden 
iſt. Ebenſo weiß jeder, daß dieſe Warnungen ſeitens des 


Minifteriums unbeachtet geblieben find, und daß daſſelbe an 
ſtatt mit der ea Bewegung, ls; dieſelbe in den 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Krieg gezogen iſt. . 
a Ja 70 wehr die Hanne h ausdrücklich ſich bereit 
erklärte, dem Miniſterium Geld zu bewilligen, wenn es den 
Krieg im Sinn des Volkes führen würde, hat ſogar, als 
das Gegentheil von dem erfolgte, was ſie für nothwendig 
hielt, jede Bewilligung verweigert. Nachdem nun das 
Miniſterium ſich hieran nicht gekehrt und das zur Kriegfüh⸗ 
rung nöthige Geld nach dem bekannten Ausſpruch des Herrn 
von Bismarck hergenommen hatte, wo es daſſelbe fand, kam 
es durch den Frieden von Wien mit Oeſterreich Ae 
in den Beſitz Schleswig Holſteins. Von dieſem lugenblick 
begann der Zerfall des 1 zwiſchen unſerer und der 
öſterreichiſchen Regierung. Oeſterreich fand es paſſend in 
Holſtein den Liberalen de ſpielen und unſrer Regierung jedes 
mögliche Hinderniß zu bereiten. Kurz die Sachen ſtanden im 
Laufe des vergangenen Sommers ſo, daß der Ausbruch eines 
Krieges kaum zu vermeiden ſchien. Da aber Oeſterreich da⸗ 
mals auf einen Krieg gar nicht vorbereitet war, ſo gab es 
vorläufig ſcheinbar nach. Es verkaufte fein Anrecht an Lauen⸗ 
burg an unſeren König und theilte ſich mit unſerer Regie. 
rung in den e der 9 Die Einigkeit war 
er nur von ganz kurzer Dauer. 
ab Sen ie N dieſes Jahres war der alte Streit 
wieder im beſten Gange und im Februar ſal ſich Graf Bis⸗ 
marck veranlaßt, Oeſterreich die Freundſchaft ausdrücklich zu 
kündigen. Das Verhältniß wurde nun immer ſchwieriger, 
und endlich begannen die gegenſeitigen Rüſtungen. Die preu⸗ 
ßiſche Regierung trat dann am deutſchen Bunde mit ihrem 
Antrag auf Berufung eines deutſchen Parlaments hervor. 
Hierdurch erwarb ſie ſich wohl die Feindſchaft der meiſten 
deutſchen Fürſten, keineswegs aber die Zuſtimmung des deut⸗ 
ſchen Volkes. Erſtere fürchteten an Macht zu verlieren und 
letzteres ſagte ſich, wie können wir erwarten, daß eine Regie⸗ 
rung, die mit der eigenen Volksvertretung in einem ſo geilen 
Zwieſpalt lebt, ſich durch die Beſchlüſſe eines deutſchen Par- 
laments für gebunden erachten wird. 2 

Durch dieſen Mißerfolg des Planes unſerer Regierung 
wurde Oeſterreich kühner gemacht. Es berief trotz Preußens 
Widerſpruch die Golfteinifche Ständeverſammlung und trat 
feinen Beſitz Holſteins an den deutſchen Bund ab. Hierauf 
erfolgte die Herausdrängung der Oeſterreicher aus Holſtein 
durch die preußiſchen Truppen und dann von der anderen 
Seite der Beſchluß des deutſchen Bundes auf Mobilmachung 
der Bundesarmee, welcher von Preußen mit der Beſetzung 
Sachſens, Kurheſſens und Hannovers beantwortet wurde. 

So tft der Krieg entftanden. 

Welcher vernünftige Menſch kann demnach be 
haupten, daß die Fortſchrittspartei an dem ſelben 
ſchuld ſei. , cr 2 

Wir können auf dieſe Behauptung nur mit einem Bei⸗ 
ſpiel antworten. Es giebt nicht wenig Leute, die gern Pro- 
zeſſe führen. Auch wenn vom Rechtsanwalt abgerathen und 
ihnen geſagt wird, daß ſie den Prozeß verlieren würden, 
ſtrengen fie ihn doch an. Haben fie dann aber verloren, fo 
klagen ſie doch den Rechtsanwalt an, er ſei Schuld, daß ſie 
den Prozeß nicht gewonnen haben. 

Aehnlich iſt es auch mit unſerer Politik gegangen. Die 
Regierung hat ſtets das Gegentheil von dem ge⸗ 
than, wozu ihr die liberale Mehrheit des Abge⸗ 
ordnetenhauſes gerathen hat. Nun aber, da das 
eingetreten iſt, was das Abgeordnetenhaus vor- 


aus geſagt hat, ſoll es doch die Schuld davon 
tragen. 


Pylitiſche Wochenſchau. 

Preußen. Der Krieg iſt ausgebrochen. Nachdem 
in der letzten Sitzung des Bundestages am 14. d. Mts. die 
Mehrheit der deutſchen Staaten dem Antrage Oeſterreichs 
auf Mobiliſirung der Bundekarmee gegen Preußen zuge⸗ 
ſtimmt hatte, erklärte der preußiſche Bundestagsgeſandte den 
Austritt Preußens aus dem Bund und den Bund 
als erloſchen. Da mit dieſer Erklärung der funfzig Jahre 
lang beſtehenden Einrichtung, welche mit fee er Druck auf 
unſerem gemeinſamen Vaterland gelaſtet hat, ein Ende ger 
macht iſt, und hoffentlich von dieſem Tage an die Herſtellung 
eines neuen, beſſeren Bandes für Deutſchland beginnt, ſo 
laſſen wir hier dieſe Erklärung in ihrem ganzen Wortlaute 
folgen. Sie lautet: N 

Nachdem die hohe Bundeszverſammlung ungeachtet des 
vom Geſandten im Namen feiner allerhöchſten Regierung 
gegen jede geſchäftliche Behandlung des öſtreichiſchen Antrages 
eingelegten Proteſtes zu einer dem entgegenſtehenden Beſchluß⸗ 
Hier] geſchritten, hat der Geſandte nunmehr die ernſte 

flicht zu erfüllen, hoher Verſammlung diejenigen Entſchlie⸗ 
Burgen kundzugeben, zu welchen, gegenüber der ſoeben erfolg⸗ 
ten Beſchlußfaſſung der Geſandten, die allerhöchſte Regierung 
in Wahrung der Rechte und Intereſſen der preußiſchen Mo⸗ 
narchie und ihrer Stellung in Deutſchland zu ſchreiten für 
geboten erachtet. Der Akt der Einbringung des von der 
k. k. öſterreichiſchen Regierung geſtellten Antrages an ſich 
ſelbſt ſteht nach der feſten Ueberzeugung des königlichen 
Gouvernements zweifellos mit der Bundesverfaſſung 
im offenen Widerſpruch und muß daher von Preuken 
als ein Bruch des Bundes angeſehen werden. Das 
Bundesrecht kennt den Bundesgliedern gegenüber nur ein 
Exekutionsverfahren, für welches beſtimmte Formen 
und Vorausſetzungen vorgeſchrieben find. Die Aufſtellung 
eines Bunresheeres gegen ein Bundesglied auf Grund der 
Bundeskriegsverfaſſung iſt dieſer eben ſo fremd, wie jedes 
Einſchreiten der Bundesverſammlung gegen eine Bundesre⸗ 
gierung außerhalb der Normen des Exekutionsverfahrens. 
Insbeſondere aber ſteht die Stellung Oeſterreichs in Holſtein 
nicht unter dem Schutz der Bundes verträge, und der 
Kaiſer von Oeſterreich kann nicht als Mitglied des Bundes 
für das Herzogthum Holſtein betrachtet werden. Aus dieſen 
Gründen hat die königliche Regierung davon Abſtand ge⸗ 
nommen, irgendwie auf die materielle Motivirung des An⸗ 
trages einzugehen, für welchen Fall es ihr eine leichte Auf— 
gabe geweſen ſein würde, den gegen Preußen gerichteten 
Vorwurf des Friedensbruches zurückzuweifen und denſelben 
gegen Oeſterreich zu richten; dem königl. Kabinet erſchien 
vielmehr als das allein rechtlich gebotene und zuver⸗ 
läſſige Verfahren, daß der Autrag wegen ſeines widerrecht⸗ 
lichen Charakters von vornherein, Seitens der Bundes⸗ 
verſammlung abgewieſen werden müßte. Daß dieſem ihrem 
beſtimmten Verlangen von ihren Bundesgenoſſen nicht ent⸗ 
ſprochen worden iſt, kann die kgl. Regierung im Hinblick auf 
das bisherige Buntesverhältnik nur auf's Tiefſte beklagen. 
Nachdem das Vertrauen Preußens auf den Schutz, welchen, 
der Bund jedem ſeiner Mitglieder verbürgt hat, durch den 
Umſtand tief erſchüttert worden war, daß das mächtigſte 
Glied des Bundes ſeit drei Monaten im Widerſpruch mit 
den Bundesgrundgeſetzen zum Behufe der Selbſthülfe gegen 
Preußen gerüſtet hat, die Berufungen der königlichen Nenie- 
rung aber an die Wirkſamkeit des Bundes und ſeiner Mit⸗ 
glieder zum Schutze Preußens gegen willkürlichen Angriff 
DOeſterreichs nur Rüſtungen anderer Bundesglieder ohne Auf⸗ 
klärung über den Zweck derſelben zur Folge gehabt haben, 
mußte die königliche Regierung die äußere und innere Sicher- 


heit, welche nach Artikel 2 der Bundesakte der Hauptzweck 
des Bundes iſt, bereits als in hohem Grade gefährdet er⸗ 
kennen. Dieſe ihre Auffaffung hat der vertragswidrige Antrag 
Oeſtereichs und die eingehende, ohne Zweifel auf Verab⸗ 
redung beruhende Annahme deſſelben durch einen Theil 
ihrer bisherigen Bundesgenoſſen nur noch beſtätigen und er⸗ 
höhen können. Durch die nach dem Bundes rechte unmögliche 
Kriegserklärung gegen ein Bundesglied, welche durch den An⸗ 
trag Oeſterreichs und das Votum derjenigen Regierungen, 
welche ihm beigetreten ſind, bedingt iſt, ſieht das königliche 
Kabinet den Bundesbruch als vollzogen an. Im Namen 
und auf Allerhöchſten Befehl Sr. Majeſtät des Königs, ſei⸗ 
nes allergnädigſten Herrn, erklärt der Geſandte daher hiermit, 
daß Preußen den bisherigen Bundesvertrag gebrochen 
und deshalb nicht mehr verbindlich anſieht, denſelben 
vielmehr als erloſchen betrachten und behandeln wird. 
Indeß will Se. Majeſtät der König mit dem Erlöſchen des 
bisherigen Bundes nicht zugleich die nationalen Grundlagen, 
auf denen der Bund auferbaut geweſen, als zerſtört betrach⸗ 
ten. Preußen hält vielmehr an dieſen Grundlagen und an 
der über die vorübergehenden Formen erhabenen Einheit der 
deulſchen Nationen feſt und ſieht es als eine unabweisliche 
Pflicht der deutſchen Staaten an, für die letzteren den ange- 
meſſenen Ausdruck zu finden. Die königliche Regierung legt 
ihrerſeits die Grundzüge einer neuen, den Zeitverhältniſſen 
entſprechenden Einigung hiermit noch vor und erklärt ſich 
bereit, auf den alten, durch eine ſolche Reform modifizirten 
Grundlagen einen neuen Bund mit denjenigen deutſchen 
Regierungen zu ſchließen, welche ihr dazu die a 
reichen wollen. Der Geſandte vollzieht die Befehle feiner 
Allerhöchſten Regierung, indem er ſeine bisherige Thätigkeit 
hiermit nunmehr für beendet erklärt. 

Schließlich hat der Geſandte feiner allerhöchſten Regie⸗ 
rung, in deren Namen und Auftrag, alle derſelben aus dem 
bisherigen Bundesverhältniß zuſtehenden und ſonſt noch da⸗ 
raus entſpringenden Anſpruͤche jeder Art auf das Eigenthum 
und alle Zuſtändigkeiten des Bundes vorzubehalten und zu 
wahren, insbeſondere iſt er noch angewieſen, gegen jede Ver⸗ 
wendung bewilligter Bundesgelder reſp. gegen jede Diepofi- 
tion darüber, welche ohne ihre beſondere Su main erfolgen 
ſollte, ausdrücklich Proteſt einzulegen.“ 

Dies war am 14. geſchehen. Am 15. überreichten die 
preußiſchen Geſandten in Sachſen, Hannover und Heſſen⸗ 
Kaſſel, welche drei Staaten am Bunde mit Oeſterreich 
geſtimmt hatten, ein Ultimatum, welches dieſe Staaten auf- 
forderte, ihre Neutralität zu erklären und die Wahlen zum 
deutſchen Parlament auszuſchreiben. Alle drei Staaten lehn⸗ 
ten das Verlangen ab, und in Folge deſſen ſetzten ſich in der 
Nacht vom 15. zum 16. die preußiſchen Truppen in Be- 
wegung und überſchrittenzdie Grenzen dieſer Länder. Heut 
ſind Sachſen, Kurheſſen und Hannover von den preußiſchen 
Truppen ganz beſetzt. Die Monarchen dieſer drei Länder 
ſind flüchtig und in allen drei Ländern wird die Regierung 
durch preußiſche Zivilkommiſſarien geführt.“) Die Beſetzung 
iſt ohne Widerſtand vor ſich gegangen, nur bei der Einnahme 
von Stade (in Hannover) wurden einige Schüſſe gewechſelt. 
An allen Orten wurden unſere Truppen von der Bevölkerung 
gern aufgenommen; es zeigt ſich allenthalben, daß, wenn man 
auch für die gegenwärtige Regierung in Preußen nicht die 

Unſere Leſer werden nicht erwarten, daß wir einen genauen 
Bericht über die Kriegevorgänge liefern; die Erfüllung dieſer 
Aufgabe müſſen wir den täglich e Zeitungen über⸗ 
ten, Wir können nur in kurzen Worten die Reſultate mit 
theilen. 
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geringſten Sympathien hegt, dech das preußiſche Volk na 
u vor als der Kern 12 künftigen Deutſchlands Pe 
wird. 

Der König hat eine Proklamation „An mein Volt“ 
erlaſſen, in der er die Nothwendigkeit des Krieges verfichert 
und die Hoffaung ausſprickt, daß das preußiſche Volk heut 
wie vor 50 Jahren bereit fein werde zur Rettung des Vater ⸗ 
landes. Dieſe Proklamation wird zweifellos ſchon in den 
Händen aller unſerer Leſer fein, und wir glauben daher, ihren 
Abdruck unterlaſſen zu können. Sie iſt ein perſönliches 
Wort des Königs an ſein Volk, kein Miniſter hat fle gegen⸗ 
gezeichnet. 

Oldenburg und Anhalt haben ihren Austritt aus 
dem deutſchen Bunde erklärt; Mecklenburg wird ſeine Armee 
der preußiſchen zugeſellen. In Schleswig ⸗Holſtein ſoll eine 
grobe Aus hebung angeordnet werden, es fol daſelbſt ein 

rmeekorps gebildet werden, welches wohl für's Erſte der 
preußiſchen Armee einverleibt werden wird. 

In der Nähe von Frankfurt a. M. ſoll ein deutſches 
Bundesheer zuſammengezogen werden, welches die preußiſchen 
Rheinprovinzen bedroht. 

In Schleſien hat die Eröffnung der Feindſeligkeiten am 
18. d. M. Abends mit dem Uebergang der Oeſterreicher 
über die Grenze begonnen. 

An demſelben Tage hat das Königreich Italien an 
Defterreih und Baiern den Krieg erklärt, und find in 
den nächſten Tagen auch von dort her Nachrichten über 
Kämpfe zu erwarten. 

So if denn jetzt ganz Mittel. Europa in einen Kampf. 
platz verwandelt; möge der Krieg zu einem ſegensreichen 
Ziele führen. 

Während nun jetzt unſere tapfern Soldaten im Felde 
für die Ehre und die Exiſtenz unſeres Vaterlandes kämpfen, 
ſteht uns ein Kampf und eine Schlackt bevor für das 
Racht in unſerem Vaterlande: die Wahlſchlacht am 
25. Juni. Möge keiner unferer Mitbürger fehlen an jenem 
Tage. Mag auch für manchen die Betheiligung an der 
Wahl ein geringeres oder größeres perſönliches Opfer koften, 
er denke an die Strapazen ſeiner Mitbürger die im Felde 
ſtehen, und er wird einſehen, daß das Opfer, welches er 
durch feine Betheiligung an der Wahl dem Vaterlande bringt, 
ein geringes iſt gegenüber dem Opfer, was jene bringen. 
Von dem Ausfall der Wahl hängt das Schickſal unjeres 
Vaterlandes in gewiſſer Beziehung ebenſo ſehr ab, wie 
von dem Ausfall einer Schlacht, und es thue daher jeder 
das ſeinige, damit die Wahlen ſo ausfallen, wie er es 
wünſcht. Von konſervativer Seite iſt man ſehr geſchäftig 
in dieſer Beziehung, bald ſucht man die Fortſchrittspartei 
u verdächtigen. Bald verbreitet man die Nachricht, daß eine 
Versöhnung der Parteien ftattgefunden habe. Wir haben an 
anderen Stellen dieſer Nummer ausführlich darüber eine 
chen, hier bemerken wir nur mit Bezug auf einige wiederholt 
auftauchende Gerüchte, daß wir ausdrücklich ermächtigt 
ſind zu erklären, daß das ab ſichtlich von gewiſſer 
Seite ausgeſprengte Gerücht: der König habe 
die Herren Tweſten, Virchow und Gneiſt zu ſich 
berufen laſſen und es ſei eine Verſtändigung 
über den Verfaſſungsſtreit erfolgt, durchaus 
unwahr ſind. Wir wiſſen ganz ent daß der 
König weder die genannten, noch onſt irgend ein 
anderes nahmhaftes 20 Age der beiden liberalen 
Parteien des früheren Abgeordnetenhauſes hat 
zu fie rufen laſſen, auch hat keiner dieſer Herren 
eine Widienz nachgeſucht. 

Hierzu eine Beilage. 


Beilage zu Nr. 25, der „Verfaſſung“ vom 23. Juni 1866. 


Kriegsführung, welche 
unſerer Regierung zu Gebote ftehen, hört man das ver⸗ 
ſchiedenſte. Während von der einen Seite immer noch die 
alte Behauptung von dem heidenmäßig vielen Geld aufrecht 
erhalten wird, hört man von anderer Seite, daß die Mittel 
ſehr knapp ſeien. Für die letztere Annahme ſpricht die That⸗ 
ſache, daß man ſehr eifrig bemüht iſt, eine Voraus bezahlung 
der Steuern in großem Maßſtabe zu erzielen; ebenſo ſucht 
man die gewährten Steuerkredite fo viel wie mö lich einzu⸗ 
ziehen. Die letztere Maßregel trifft in dieſem Augenblicke, 
wo der Virkehr allgemein ſtockt, den Handelsſtand ſehr ſchwer. 

Die Darlehnskaſſen ſind jetzt ſchon ſeit länger als 
einer Woche geöffnet, und noch begegnet man den neuen 
Scheinen nicht im Verkehr. Es dürfte dies wohl ein Beweis 
ſein, daß im Publikum ein großer Widerwille gegen das neue 
Papiergeld herrſcht. Wenn man übrigens den Mittheilungen 
einiger Blätter Glauben ſchenken darf, fo hat der Finanz- 
miniſter, Herr v. d. Heydt, eine Vermehrung der Darlehus- 
kaſſenſcheine in Ausſicht genommen; wir glauben nicht, daß 
er dadurch die Abneigung des Volkes gegen dieſes Papiergeld 
vergufe Miwog, 27. d. M. iſt ein allgemeiner Buß⸗ und 
Bettag für ganz Preußen ausgeſchrieben worden. 

Baden. Von Oeſterreich und Bayern iſt die Drohung 
egen Baden gerichtet worden, daß daſſelbe getheilt werden 
ſolle, falls es ſich nicht dem Bündniß gegen Preußen 
anſchlöſſe. Baden hat ſich bis jetzt entſchieden geweigert, 
ſolchem Anſinnen zu entſprechen. Es beharrt ſtreng auf 
ſeinem Standpunkte der Neutralität. Ob ſich dies lange 
wird durchführen laſſen, wollen wir heut nicht erörtern. 

Würtemberg. Der König von Würtemberg hat den 
Prinzen Alexander von Heſſen zum Oberbefehlshaber des 8. 
Bundes- Armeekorps ernannt. Der Zuſammentritt dieſes 
Armeekorps ſoll nahe bevorſtehen. Die Königin von Wür⸗ 
temberg iſt in Petersburg zum Beſuch bei ihrem Bruder, 
dem Kaiſer von Rußland geweſen. Man hat dieſer Reiſe 
allgemein politiſche Motive, die mit der gegenwärtigen Kriſis 
in Verbindung ſtehen, untergeſchoben. Bei der Rückkehr der 
Königin nach Stuttgart haben die wackern Schwaben ihre 
gute „deutſche Geſinnung“ dadurch dokumentirt, daß ſie die 
Königin bei ihrem Erſcheinen im Theater mit lebhaften Beifalls⸗ 
bezeigungen empfingen zum Dank für ihre Bemühungen, durch die 
Einmiſchung des Auslandes in Deutſchland den Frieden 
zu erhalten. — Der würtembergiſche Miniſter, Herr 
v. Vörnbühler hat vor noch nicht allzulanger Zeit geſagt, 
daß er lieber des Teufels ſein wolle als preußiſch, daß er 
lieber franzöſiſch ſein wolle als preußiſch. 

Defterreih. In Oeſterreich weiß man, daß der Krieg, 
der jetzt begonnen hat, ein Kampf um Leben und Tod für 
den Kaiſerſtaat iſt. Die letzten Hülfsquellen hat man an⸗ 
geſpannt, um ſiegreich aus demſelben hervorzugehen, mißlingt 
dies, jo fällt das Kaiſerthum Oeſterreich auseinander, ein 
Schickſal, das man demſelben ſchon längſt prophezeiht hatte, 
und das nur durch eine weiſe, durch die Sympathie des 
Volkes getragene, Regierung zu vermeiden war. Wie wenig 
man aber auch in Wien daran denkt, ſich die Grundlage zu 
zu der Sicherheit des Kaiſerſtaates auf dieſe Meile zu 
ſchaffen, das zeigt das Verhalten gegen Ungarn. Man zeigt 
in Wien nicht die geringfte Neigung ſich mit Ungarn zu ver⸗ 
ſöhnen, ſo daß es nicht außerhalb des Bereiches der Möglich⸗ 
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keit liegt, daß die Ungarn die Gelegenheit benutzen, und 
plötzlich im Rücken der öſterreichiſchen Armee einen Aufſtand 
verſuchen, um ſich auf immer von Oeſterreich loszureißen. 


Ebenſo wenig wie an eine Ausſöhnung mit Ungarn, denkt 
man aber auch in Wien daran, den deutſchen und ſlaviſchen 
Völkern die Rechte wiederzugeben, welche man ihnen im vorigen 
Jahre durch Suspenſion der Verfaſſung genommen hat. Trotz 
der großen Finanznoth denkt man nicht an eine Einberufung 
des Reichsraths. Man macht lieber Anleihen unter Bedin⸗ 
gungen, welche die Finanzen eines jeden Staates in kurzer 
Zeit zu Grunde richten müſſen, als daß man die Rechte des 
Volkes anerkennt. Der unausbleibliche Staatsbankerott und 
der Zerfall des Reiches werden der Welt den Beweis liefern 
wohin der eingeſchlagene Weg führen muß. ' 


Italien. Ueber die Ausfihten Italiens für den neuen 
Feldzug ſchreibt man: Oeſterreich will »ieder die Padetzͤ ; 
kyſche Methode von 1848 befol fen und ſich, ohne den Ita⸗ 
lienern eine Scklacht auzubicten, lediglich anf die Behaup⸗ 
tung des Feſtungevierecks beschränken, um es den 
Fieberdünſten der Sümpfe und überſchwemmten Riisfelder 
zu überlaſſen, den italieniſchen Kriegsmuth zu erftidin und 
die Armee zu dezimiren. Es iſt jedoch nicht zu vergeſſen. 
daß ſich ſeit 1848 Manches geändert hat, ganz abgeſehen 
davon, daß Fieber und Krankheiten die öſterreichiſchen 
Garniſenen, namentlich in Mantua, weit ärger mitnehmen 
würden, als die mehr akklimatiſirten Ilaliener. Erſtens giebt 
es jetzt eine italieniſche Flotte und zweitens cin Frei⸗ 
willigen Heer unter Garibaldi, welche beide zuſammer.⸗ 
wirken werden, um den Oeſter reichern die Beobachlung eines 
bloßen Defenfiv-Syftems zu erſchweren. Sodann aber ſteht 
jetzt uch eine ganz andere reguläre Armee den Oeſter⸗ 
reichern gegenüber als im Jahre 1848 und unjere Stlatc⸗ 
giker zweifeln nicht, daß ſie im Stande fein werden, das 
feindliche Heer zu einer Feldſchlacht zu zwingen. Für Preu⸗ 
ßen wird es natürlich von größter Bedeutung ſein, wenn 
Or ſterreich auch im Süden zu einer entſcheidenden Aktion 
genöthigt wird. Die Armee iſt bereits auf der ganzen 
Linie in Bewegung. Die zwei erſten Geſchwader der in 
Ancona konzentrirten Flotte find vollkommen gefechteklar aus⸗ 
gerüſtet und haben durch Rekognoszirungen bereits in einem 
gewiſſen Grade die kriegeriſchen Operationen begonnen. 


Eine ſpätere Nachricht aus Italien meldet: Der König 
von Italien iſt am 17. Juni mit Lamarmora ins Feld 
gerückt, ebenſo der Marineminiſter, der eine Diviſion führt. 
Sella, der früher Finanzminiſter war, hat ſich als Frei⸗ 
williger bei Garibaldi nue laſſen. General Palla⸗ 
vicino, der Garibaldi bei Aspromonte gefangen nahm, hat 
das Kommando einer Diviſion unter Garibaldi angenommen. 
Dies ſind Thatſachen, welche für ſich ſelbſt reden. Das 
italieniſche Heer iſt von Bologna bis Bergamo in vier Ar- 
meen nebſt zahlreichen Freiwilligen ſtaffelweiſe aufgeftellt. 
Dieſe Armee dal zwei Objekte: die eine ſchaut auf Ancona, 
die andere auf den Mincio. Cialdini mit der 4. Armee 
geht den neueſten Beſtimmungen zufolge zur See, um gegen 
Venedig einen Handftreich zu machen, oder geradezu Wien 
zum Gegenſtande ſeiner Berechnungen zu nehmen. Die an⸗ 
de’ a drei Armeen gehen über den Mincio zwiſchen Salionze 
r »Villafranka, ſuchen die Etſch zu überſchreiten, um Ve⸗ 


rona herum zu gehen und die Höhen zu nehmen, die im Nor⸗ 
den dieſen Platz umgeben. So wenigſtens will die „France“ 
über dieſe Pläne unterrichtet fein, wäb rend fie die öſterreichiſche 
Armee unter Erzherzog Albrecht auf 160,000 Mann angielt, 
ohne die Beſatzungen der Feſtungen des Vierecks. Dieſe 
Armee iſt um Venedig, Padua und Trceviſo konzentrirt und 
will ſich auf der Defenſive halten, bis die Oeſterreicher in 
— Berlin ſtehen. Das dürfte eine etwas langdauernde Defen⸗ 
five werden! — Man will wiſſen, daß ſofort nach dem Ein⸗ 
rücken Preußens in Hannover (in der Nacht vom 15. auf 
den 16.) der Befehl gegeben ſei, den Po und den Mincio zu 
überſchreiten. Die Nachricht ſcheint aber unbegründet zu ſein. 
— Das königliche Dekret, welches die Bildung der fünften 
Bataillone anordnet, iſt erſchienen. Die Nordarmee wird auf 
280,000 veranſchlagt. Die Freiwilligen und die Flotte ver⸗ 
vollſtändigen die kriegsbereite italieniſche Streitmacht. Man 
iſt jetzt darauf bedacht, eine Reſerve für alle Fälle auszurüſten. 
Garibaldi entwickelt in Como eine außerordentliche Thätig⸗ 
keit. Der Enthuſiasmus des Volkes ſowohl wie ber Frei⸗ 
willigen bleibt fortwährend in gleicher Höhe. Uebrigens wird 
Garibaldi, der jetzt zum General der Armee, alſo nach der 
franzöſiſchen Rangordnung zum Marſchall ernannt iſt, nur ſo 
viele Bataillone unter ſein ſpezielles Kommando nehmen, als 
mit ſeinem eigenthümlichen kriegeriſchen Talente verträglich iſt. 

Frankreich. Die franzöſiſche Regierung ſtellt fi jetzt 
ziemlich offen auf die Seite Preußens, wenigſtens glauben 
wir, die Thatſache, daß Frankreich nach Abberufung der 
preußiſchen Geſandten aus Wien und München, die Ver⸗ 
tretung und den Schutz der in Oeſtreich und Bayern noch 
verweilenden preußiſchen Unterthanen übernommen hat, in 
dieſem Sinne auslegen zu dürfen. 

Daß die Politik Louis Napoleons natürlich nicht darauf 
gerichtet iſt, Preußens Verbündeter zu ſein, ohne daß ihm 
dieſer Bund einen Vortheil brächte, liegt auf der Hand. 
Man meint, daß er für ſeine Unterſtützung die Abtretung 
eines Theiles des Gebietes auf dem linken Rheinufer bean⸗ 
ſprucht, und bezeichnet ganz beſonders das Kohlenrevier bei 
Saarbrücken als den Preis, welchen es für die Duldung einer 
Abrundung des preußiſchen Staatsgebietes, wie die Ausfüh- 
rung der Pläne der preußiſchen Regierung genannt wird, 
fordert. Nebenbei aber iſt es ihm wohl auch darum zu thun, 
ſich in Preußen einen Verbündeten zu ſchaffen, der ſpäter ein⸗ 
mal für die Fortexiſtenz der napoleoniſchen Dynaſtie eintritt. 

Eugland. Das Miniſterium hat bei einer Abſtimmung 
über die Reformbill, durch welche das Wahlrecht erweitert 
werden ſoll, eine Niederlage erlitten und iſt zurückgetreten. 
Die Tory's, welche jetzt ans Ruder kommen werden, gelten 
für Freunde Oeſterreichs. 5 


Wohlthätigkeit und Politik. 
Die berliner Zeitungen veröffentlichen einen Aufruf des 
„berliner Hülfsvereins für die Armee im Felde.“ Derſelbe iſt 
von Mitgliedern der entgegengeſetzteſten politiſchen Parteien 
unterzeichnet. Neben den Namen der Herren Wagener und 
v. Olfers ſtehn die Unterſchriften der Herren Virchow und 
v. Unruh u. ſ. w. Da dieſe Thatſache wohl geeignet ſein 
dürfte, Aufſehen zu erregen und es in Berlin wenigſtens au 
hierauf gegründeten abenteuerlichen Gerüchten nicht fehlt, ſo 
halten wir es für Pflicht, unſeren Leſern über das Zuſtande⸗ 
kommen dieſer Vereinigung eine Aufklärung zu geben, welche 
aus beſter Quelle geſchöpft iſt. 


Im Laufe der vergangenen Woche erging von Seiten der 
konſervativen Partei an mehrere bekannte Mitglieder des auf 
gelöſten Abgeordnetenhauſes und einige zur Fortſchrittspartei 
gehörige Stadtverordnete die Aufforderung, ſich mit ihnen zu 
einem Verein zu verbinden, der die Unterſtützung der im Felde 
ſtehenden Soldaten und namentlich die Pflege der Kranken 
und Verwundeten in's Auge zu faſſen habe. Zugleich wurde 
ihnen mitgetheilt, daß ſich bereits ein Komite gebildet hätte, 
und ein Aufruf wurde gleichfalls zur Unterzeichnung vor⸗ 
gelegt. Unter dieſen Umſtäuden wurde die Betheiligung 
abgelehnt, aber der Zutritt auf Grund einer neuen Zuſam⸗ 
menſetzung des Vorſtandes und eines neuen Aufrufes in Aus⸗ 
ſicht geſtellt. Beiden Forderungen hat ſich die andere Partei 
gefügt und ſo iſt denn ein Komite aus ſechs Perſonen von 
der einen und ſechs Perſonen der anderen Partei zufammen- 
getreten. Auch auf die Forderungen der liberalen Partei, daß 
der berliner Hülfsverein ſich ſelbſtſtändig halten müſſe und 
ſich nicht unter das ſogenannte Zentralkomite ſtellen dürfe, 
iſt von der anderen Seite bereitwillig eingegangen worden. 

„Wenn nach dieſen Vorgängen von gewiſſer Seite ge 
ſchäftig ausgeſprengt wird, daß die Fortſchrittspartei die 
Volksrechte aufgeben und deren Verfechtung während des 
ausgebrochenen Krieges bei Seite ſetzen wolle, ſo können wir 
hierin nur ein eben nicht geſchicktes Wahlmanöver der kon⸗ 
ſervativen Partei erblicken. Die Namen derjenigen ehemaligen 
Abgeordneten, welche den Aufruf unterzeichnet haben, bürgen 
dem Volke dafür, daß von einer derartigen Fahnenflucht bei 
ihnen nicht die Rede ſein kann. Was hat denn die Wohl⸗ 
thätigkeit mit der Politik überhaupt zu thun? An der Grenze 
ſtehen unſere Brüder und Söhne gegen den älteſten Feind 
Preußens, gegen Oeſterreich im Felde. Zu deren Pflege iſt 
der Verein geſtiftet und dazu iſt das Geld der Reaktionäre 
eben ſo gut zu brauchen wie das unſere. Wie der Krieg 
entſtanden iſt, kommt bei dieſer Frage nicht in Betracht. 
Er iſt da und kann nicht mehr abgewendet werden, aber 
feine Folgen und namentlich die ſchweren Leiden der Ver⸗ 
wundeten und kranken. Soldaten zu mildern, iſt eine Pflicht 
der Menſchlichkeit, die an jeden Preußen herantritt, 
möge er zur reaktionären oder zur verfaſſungstreuen Partei 
gehören. 
777 ðùV! 


Von der Brochüre: 
Die gewählte 


prenssische Volhsvortretung 


in der Winterſeſſion 1866 
= nebjt einem g 
Rückblick auf die geſammtthätigſteit derſelben in der 
jetzt e e ee eriode. 
Von Dr. Guſtav Lewinſtein. 

3 Bog. 8. Preis 4 Sgr. . 
auf welche wir in einer früheren Nummer unſere Leſer 
aufmerkſam gemacht haben als beſonders geeignet zur 
Vertheilung in den Wahlkreiſen, liefert die Verlags⸗ 
buchhandlung von Franz Duncker in Berlin gegen 
Baareinſendung von 

1 Thlr. 12 Exemplare. 

2 „ 20 N 

5 „ 100 9 

Die Einſendung des Geldes kann durch Poſtanwei⸗ 
fung mit einfacher Bezugnahme auf das untenſtehende 
Datum dieſer Mittheilung erfolgen. 

Berlin, den 7. Juni 1866. 


Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber ur. G. Lewrnſtein in Berlin. 


